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Allgemeinverfügung 

der Stadt Frankenthal (Pfalz) zu weiteren infektionsschutzrechtlichen 

Maßnahmen auf dem Wochenmarkt 

vom 31. Januar 2022 

 

 

Die Stadt Frankenthal (Pfalz) erlässt gemäß § 28 Infektionsschutzgesetzes (IfSG) 

vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), in der derzeit geltenden Fassung, in Verbindung 

mit der Dreißigsten Corona-Bekämpfungsverordnung Rheinland-Pfalz (30. 

CoBeLVO) vom 28. Januar 2022, in der derzeit geltenden Fassung, in Verbindung 

mit § 2 der Landesverordnung zur Durchführung des Infektionsschutzgesetzes 

(IfSGDV) vom 10. März 2010 (GVBl. 2010, 55), in der derzeit geltenden Fassung, 

folgende 

 

 

Allgemeinverfügung 

 

 

1. Die nachfolgenden Vorschriften ergänzen oder ändern die Regelungen der  

30. Corona-Bekämpfungsverordnung. Die Ergänzungen bzw. Regelungen gel-

ten auch für die hierzu veröffentlichten Hygienekonzepte. Die übrigen Rege-

lungen der 30. CoBeLVO bleiben unberührt. 

 

2. Während der Betriebszeiten (Dienstag und Freitag) des Wochenmarktes gilt 

auf den Wochenmarktflächen (u. a. Rathausplatz, teilweise Bahnhofstraße, 

teilweise Speyerer Straße) die Pflicht eine medizinische Gesichtsmaske (OP-

Maske) oder eine FFP2-Maske oder eine Maske eines vergleichbaren Stan-

dards zu tragen. Die Ausnahmen zur Maskenpflicht gemäß 30. CoBeLVO fin-

den Anwendung. 

 

3. Auf die Bußgeldvorschrift des § 73 Abs. 1a Nr. 6 IfSG sowie die Strafvorschrift 

des § 74 IfSG wird hingewiesen; ebenso auf die Bußgeldvorschriften der 30. 

CoBeLVO. 

 

4. Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt 

gegeben (§ 1 Absatz 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz – LVwVfG – in Ver-

bindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG) und 

tritt am 1. Februar 2022 um 0:00 Uhr in Kraft. 

 

5. Die Allgemeinverfügung gilt bis zum Ablauf des 28. Februar 2022. 
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Begründung 

 

Allgemeine Betrachtung  

 

Der letzte Wochenbericht des Robert Koch-Institutes vom 27. Januar 2022 schätzt 

die Gefährdung durch COVID-19 für die Gesundheit der Bevölkerung in Deutsch-

land insgesamt als sehr hoch ein. Ursächlich hierfür sind das Auftreten und die 

rasante Verbreitung der Omikron-Variante, die sich deutlich schneller und effekti-

ver verbreitet als die bisherigen Virusvarianten. Durch den sehr schnellen Anstieg 

der Erkrankungen besteht die Gefahr einer Überlastung des Gesundheitssystems 

und ggf. weiterer Versorgungsbereiche. 

 

Die Infektionsgefährdung wird für die Gruppe der Ungeimpften als sehr hoch, für 

die Gruppen der Genesenen und Geimpften mit Grundimmunisierung (zweima-

lige Impfung) als hoch und für die Gruppe der Geimpften mit Auffrischimpfung 

(dreimalige Impfung) als moderat eingeschätzt. 

 

„In der 3. Kalenderwoche (KW) 2022 setzte sich der steigende Trend bei den 

wöchentlichen Fallzahlen fort. In nahezu allen Bundesländern waren sehr deut-

liche Anstiege der Fallzahlen zu verzeichnen. Auch der Anteil positiv getesteter 

Proben (32 %, Vorwoche: 24 %) bei einer weiteren Steigerung der Anzahl der 

durchgeführten labordiagnostischen PCR-Untersuchungen zeigt den massiven 

Anstieg des Infektionsdrucks in der Bevölkerung. Die 7-Tages-Inzidenz liegt nun 

in allen Altersgruppen zwischen 5 und 44 Jahren über 1.000 SARS-CoV-2-Infekti-

onen pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern. 

 

In der Gesamtbevölkerung ist die 7-Tages-Inzidenz im Vergleich zur Vorwoche 

um 57% gestiegen. Von schweren Krankheitsverläufen weiterhin am stärksten 

betroffen sind ungeimpfte Menschen in höheren Altersgruppen und Menschen 

mit vorbestehenden Erkrankungen, die das Immunsystem schwächen. 

 

Grundsätzlich sollten alle nicht notwendigen Kontakte reduziert und Reisen ver-

mieden werden. Sofern Kontakte nicht gemieden werden können, sollten sie 

auf einen engen, gleichbleibenden Kreis beschränkt werden, Masken getra-

gen, Mindestabstände eingehalten und die Hygiene beachtet werden.“ 

 

Die derzeit gültige Corona-Bekämpfungsverordnung (CoBeLVO) kann durch eine 

Allgemeinverfügung ergänzt und/oder geändert werden. 

 

Zuständige Behörde ist nach § 2 der Landesverordnung zur Durchführung des In-

fektionsschutzgesetzes in kreisfreien Städten die Stadtverwaltung als Kreisord-

nungsbehörde. Die Stadt Frankenthal (Pfalz) macht als Kreisordnungsbehörde 

von der Ermächtigung Gebrauch. 

 

Das den Behörden nach § 28 Abs. 1 IfSG eingeräumte behördliche Ermessen ist 

hinsichtlich Art und Umfang der Bekämpfungsmaßnahmen dadurch beschränkt, 

dass es sich um Schutzmaßnahmen im notwendigen Umfang handeln muss. Es 

muss sich um Maßnahmen handeln, die geeignet, erforderlich und angemessen 

und somit zur Verhinderung der (Weiter-)Verbreitung der Krankheit angezeigt sind.  
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Das aktuelle Infektionsgeschehen in Frankenthal (Pfalz) ist räumlich nicht eingrenz-

bar, sondern verteilt sich über das gesamte Stadtgebiet und ist als diffus zu be-

werten. Für das Stadtgebiet konnten bisher 5.746 Infektionen festgestellt werden, 

im Land Rheinland-Pfalz insgesamt 376.567 (Stand: 29. Januar 2022).  

 

zu Ziffer 2 

 

Der Hauptübertragungsweg für SARS-CoV-2 ist u. a. die respiratorische Aufnahme 

virushaltiger Partikel, die beim Atmen, Husten, Sprechen und Niesen entstehen. Je 

nach Partikelgröße bzw. den physikalischen Eigenschaften unterscheidet man 

zwischen den größeren Tröpfchen und kleineren Aerosolen, wobei der Übergang 

zwischen beiden Formen fließend ist. Während insbesondere größere respiratori-

sche Partikel schnell zu Boden sinken, können Aerosole auch über längere Zeit in 

der Luft schweben und sich in geschlossenen Räumen verteilen. Ob und wie 

schnell die Tröpfchen und Aerosole absinken oder in der Luft schweben bleiben, 

ist neben der Größe der Partikel von einer Vielzahl weiterer Faktoren, u. a. der 

Temperatur und der Luftfeuchtigkeit, abhängig. 

 

Beim Atmen und Sprechen, aber noch stärker beim Schreien, werden Aerosole 

ausgeschieden; beim Husten und Niesen entstehen zusätzlich deutlich vermehrt 

größere Partikel. Grundsätzlich ist die Wahrscheinlichkeit einer Exposition gegen-

über infektiösen Partikeln jeglicher Größe im Umkreis von 1-2 m um eine infizierte 

Person herum erhöht. Eine Maske (Mund-Nasen-Schutz oder Mund-Nasen-Bede-

ckung) kann das Risiko einer Übertragung durch Partikel jeglicher Größe im unmit-

telbaren Umfeld um eine infizierte Person reduzieren. 

 

Konzeptioneller Ausgangspunkt der Allgemeinverfügung ist nicht allein die Anste-

ckungswahrscheinlichkeit für Teilnehmerinnen und Teilnehmer bestimmter Veran-

staltungen bzw. Nutzerinnen und Nutzer bestimmter Einrichtungen zu reduzieren, 

sondern durch zusätzliche Maßnahmen die Verbreitung von Tröpfchen oder Ae-

rosole in der Luft zu vermindern, da die Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 

mutmaßlich darüber erfolgt. 

 

Unter Berücksichtigung des derzeitig zunehmenden Infektionsgeschehens und 

der Aussagen des Robert-Koch-Institutes im Wochenbericht vom 23. Dezember 

2021 sieht die Kreisordnungsbehörde eine allgemeine Maskenpflicht während des 

Wochenmarktes als geboten an. 

 

Die Maskenpflicht ist ein geeignetes, erforderliches und angemessenes Mittel, um 

Infektionen zu verhindern. Darüber hinaus stellt sie einen relativ geringfügigen Ein-

griff in die Rechte einer Person dar. In diesem Zusammenhang wird auf den Be-

schluss des Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße vom 5. November 

2020 - 5 L 958/20.NW - verwiesen, der die Anordnung einer allgemeinen Masken-

pflicht inhaltlich bestätigt und detailliert begründet. 
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zu Ziffer 4 

 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 Absatz 3 IfSG in Verbindung 

mit § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollziehbar. Rechtsbehelfe haben keine aufschie-

bende Wirkung 

 

zu Ziffer 5 

 

Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist die Allgemeinverfügung befristet. 

 

Bekanntmachungshinweise 

 

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt 

gegeben (§ 1 Abs. 1 Landesverwaltungsverfahrensgesetz (GVBl. 1976, 308) in Ver-

bindung mit § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG). Sie ist befristet, kann bei entsprechender 

erneuter Risikoeinschätzung ganz oder teilweise verlängert bzw. modifiziert wer-

den. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Be-

kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Stadtver-

waltung Frankenthal (Pfalz) schriftlich oder zur Niederschrift beim Bereich Ord-

nung und Umwelt, Abteilung Öffentliche Ordnung, Neumayerring 72, Zimmer-Nr. 

2.22, 67227 Frankenthal (Pfalz) oder bei der Geschäftsstelle des Stadtrechtsaus-

schusses, Karolinenstraße 3, 67227 Frankenthal (Pfalz), einzulegen. 

 

Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden. In diesem Fall 

ist das elektronische Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur 

nach dem Vertrauensdienstegesetz in Verbindung mit der Verordnung (EU) Nr. 

910/2014 (eIDAS) zu versehen und an die E-Mail-Adresse: STV-Frankenthal@post-

stelle.rlp.de zu senden. Bei der Verwendung der elektronischen Form sind beson-

dere technische Rahmenbedingungen zu beachten, die im Internet unter 

„www.frankenthal.de“ aufgeführt sind. 

Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs ist die Widerspruchsfrist nur gewahrt, 

wenn der Widerspruch noch vor Ablauf dieser Frist bei der Behörde eingegangen 

ist. Ist über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener Frist 

nicht entschieden worden, so kann Klage bei dem Verwaltungsgericht Neustadt 

an der Weinstraße schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift des Ur-

kundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. 

 

Ein Widerspruch gegen diese Allgemeinverfügung hat gemäß § 16 Abs. 8 IfSG 

keine aufschiebende Wirkung. Auf Antrag kann das Verwaltungsgericht in 67433 

Neustadt an der Weinstraße, Robert-Stolz-Straße 20, gemäß § 80 Abs. 5 Verwal-

tungsgerichtsordnung (VwGO) vom 21.01.1960 (BGBl. I S. 17) die aufschiebende 

Wirkung ganz oder teilweise anordnen. Dieser Antrag ist schon vor Erlass einer Ent-

scheidung des Stadtrechtsausschusses zulässig. Er wäre gegen die Stadt Frankent-

hal (Pfalz), vertreten durch den Oberbürgermeister, zu richten. Er muss den 
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Antragsteller und den Antragsgegner sowie den Streitgegenstand bezeichnen. 

Die zu einer Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollten angege-

ben werden. Die Verfügung, gegen die sich der Antrag richtet, sollte in Urschrift 

oder Abschrift beigefügt werden. 

 

 

STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ), den 31.01.2022 

In Vertretung 

 

Bernd Knöppel 

Bürgermeister 
 

 


